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STELLUNGNAHME

Zur Qualitätssicherungsverordnung 2018
Der Österreichischen Ärztekammer im übertragener Wirkungsbereich
Wien, am 26. Juli 2017
Der Österreichische Behindertenrat ist die Interessenvertretung der Menschen mit Behinderungen in Österreich. In ihm sind 80 Mitgliedsorganisationen und damit mehr als 400.000 Menschen mit Behinderungen organisiert. Auf Grund der Vielfalt der Mitgliedsorganisationen verfügt der Österreichische Behindertenrat über eine einzigartige Expertise zu allen Fragen, welche Menschen mit Behinderungen betreffen.

Der Österreichische Behindertenrat dankt der Österreichischen Ärztekammer für die Einladung zur Abgabe einer Stellungnahme und erlaubt sich diese wie folgt auszuführen:
Wenngleich Österreich ein relativ gut ausgebautes Gesundheitssystem aufweist, erleben Menschen mit Behinderungen beim Zugang zur Gesundheitsversorgung nach wie vor Benachteiligungen und Diskriminierungen. Als besonders problematisch wird angesehen, dass österreichweit viele Arztpraxen nicht barrierefrei zugänglich und nutzbar sind.
UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

Nach Artikel 25 der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (BRK) haben Menschen mit Behinderungen ein Recht auf Gesundheit in höchstmöglichem Ausmaß sowie Nichtdiskriminierung im Gesundheitsbereich. Die Konvention verpflichtet Österreich auch dazu, alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen barrierefreien Zugang zu geschlechtsspezifischen Gesundheitsdiensten, einschließlich gesundheitlicher Rehabilitation haben. Österreich muss demnach Menschen mit Behinderungen die Gesundheitsversorgung in der vollen Bandbreite, Qualität und Höhe zur Verfügung stellen und darf diesbezüglich die Bürger/innen nicht ungleich behandeln.

Der Nationale Aktionsplans Behinderung 2012 – 2020 ist die Strategie der österreichischen Bundesregierung zur Umsetzung der BRK. In einer der vielen Zielsetzungen wird vorgesehen, dass im gesamten Gesundheitswesen bis zum Jahr 2020 umfassende Barrierefreiheit hergestellt werden soll. Diese Zielsetzung betrifft neben den stationären Einrichtungen sämtliche niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte.
Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG)

Arzt- und Gruppenpraxen sind grundsätzlich vom BGStG betroffen. Dieses Gesetz ist bereits 2006 in Kraft getreten. Mit Ende 2015 sind die im Gesetz geregelten Übergangsfristen ausgelaufen und ab 1.1.2016 gelten für die Herstellung von umfassender Barrierefreiheit Zumutbarkeitsbestimmungen, welche im Einzelfall vom Gericht geprüft werden.

Ab diesem Zeitpunkt müssen alle Arztpraxen sowie Gruppenpraxen barrierefrei sein! Das bedeutet nicht nur einen stufenlosen Zugang zu Praxisräumen, sondern auch z.B. eine Behinderten-Toilette oder die Beseitigung von Kommunikationsbarrieren.
Rechtliche Situation

Für Vertrags-Gruppenpraxen besteht seit dem Jahr 2001 eine Verpflichtung, im Gesamtvertrag verbindliche Regelungen zur Sicherstellung eines „behindertengerechten“ Zuganges vorzusehen (§ 342 Abs. 1 Z 9). Zudem forcieren die Krankenversicherungsträger und Ärztekammern im Zusammenhang mit der Vergabe von neuen Kassenverträgen den barrierefreien Zugang zu den Arztpraxen. Der mangelnde barrierefreie Zugang zu Arztpraxen in Wien wird seit einigen Jahren durch einen Etappenplan beseitigt. Bei der Vergabe neuer Kassenverträge erhalten Bewerber mehr Punkte, wenn sie verpflichtend zusagen, dass sie sich ernsthaft um einen barrierefreien Zugang ihrer Arztpraxis bemühen (Niederlassungsrichtlinien der Krankenversicherungsträger hinsichtlich Einzelordination für Allgemeinmediziner, Fachärzte und Zahnärzte sowie für Gruppenpraxen).
§ 342. (1) Die zwischen dem Hauptverband und den Ärztekammern abzuschließenden Gesamtverträge haben nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen insbesondere folgende Gegenstände zu regeln:

9. Regelungen über die Sicherstellung eines behindertengerechten Zuganges zu Vertrags-Gruppenpraxen nach den Bestimmungen der ÖNORM B 1600 „Barrierefreies Bauen“ sowie der ÖNORM B 1601 „Spezielle Baulichkeiten für behinderte und alte Menschen;

Mit dem Primärversorgungsgesetz wurde § 342 ASVG Abs. 1 Z 9 abgeändert und lautet nun:

„9. Regelungen über Barrierefreiheit“

Im Jahr 2003 hat der Hauptverband in einer Rahmenvereinbarung mit der Österreichischen Ärztekammer über Gruppenpraxen erreicht, dass die gesetzlich geforderten Regelungen des § 342 Abs. 1 Z 9 ASVG aus Sicht der Betroffenen auch konkret handhabbar werden. Aus den ÖNORMEN 1600 bzw. 1601 wurde ein Katalog unabdingbarer Maßnahmen abgeleitet; dieser Katalog ist nunmehr Grundlage für alle weiteren Vereinbarungen (auch für Einzelpraxen). Grundsätzlich ist jede Gruppenpraxis barrierefrei zu gestalten; neue Standorte haben sofort barrierefrei zu sein, für andere Standorte gelten Übergangsfristen.

Der Gruppenpraxen-Ärzte-Gesamtvertrag mit dem Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger bestimmt folgendes:
§ 6 Ordinationsstätte

(1) Die Ordinationsstätte der Vertragsgruppenpraxis hat den Bestimmungen der ÖNORM 1600 „Barrierefreies Bauen“ sowie der ÖNORM 1601 „spezielle Baulichkeiten für behinderte und alte Menschen“ zu entsprechen. Im Detail sind die in der Anlage 1 zu diesem Gesamtvertrag festgelegten Parameter zu berücksichtigen. In wieweit ein in diesem Anhang genanntes Kriterium konkret umzusetzen ist, richtet sich nach diesem Anhang und dem Wortlaut der entsprechenden ÖNORM. Die Vertrags-Gruppenpraxis ist jedenfalls verpflichtet, anlässlich ihrer Errichtung bei der zuständigen Behörde einen Antrag auf Widmung eines behindertengerechten Parkplatzes, der für die Dauer der Ordinationszeit zur Verfügung steht, zu stellen und an der Fortführung des Verfahrens im Sinne des Antrages bis zur Entscheidung der Behörde erster Instanz mitzuwirken.

(2) Wird eine Vertragsgruppenpraxis in Räumlichkeiten errichtet, die davor nicht als Arztordination genutzt wurden, so hat eine sofortige Umsetzung zu erfolgen (§ 342 Abs. 1 Z 9 ASVG).

(3) Für Vertragsgruppenpraxen, welche in bestehenden Arztordinationen errichtet werden, gilt eine dreijährige Übergangsfrist, in der die Umsetzung erfolgen muss, es sei denn, eine bestimmte Maßnahme ist rechtlich nicht möglich.

(4) Bestehen in der zu versorgenden Region ausreichend behindertengerechte medizinische Einrichtungen der entsprechenden Fachrichtung(en), so können die Kurie und die Kasse in besonders begründeten Einzelfällen zeitlich befristeten (max. drei Jahre), geringfügigen Abweichungen zustimmen.

Weiter ist im § 2 Abs. 1 Z. 4 der Reihungskriterien-Verordnung der barrierefreie Zugang als Reihungskriterium für die Auswahl von Vertragsärzten/Vertragsärztinnen vorgesehen.

Aus einer Anfragebeantwortung durch BM Maria Rauch-Kallat bereits aus dem Jahr 2005 geht hervor, dass 

„in den letzten Jahren bei der Gestaltung der Gesamtverträge bewusst auf die Festlegung von Maßnahmen für den barrierefreien Zugang geachtet wurde.

So hat die Burgenländische Gebietskrankenkasse seit dem Jahr 1999 eine gesamtvertragliche Regelung über den barrierefreien Zugang zu Ordinationen mit der Ärztekammer für Burgenland vereinbart. Demnach ist es für Neuverträge verpflichtend, einen barrierefreien Zugang der Ordination sicherzustellen.

Die Kärntner Gebietskrankenkasse hat mit der Ärztekammer für Kärnten vertraglich fixiert, dass neue Standorte von Ordinationen ab 2005 über einen barrierefreien Zugang verfügen. Für am 1. Jänner 2005 bestehende Ordinationsstandorte von Vertragsärzten/Vertragsärztinnen sind nach Möglichkeit Maßnahmen zur Erleichterung des Zuganges mit dem Ziel zu setzen, dass sich bis Ende 2010 mindestens 25 % aller Ordinationsstandorte über einen barrierefreien Zugang verfügen. 

Im Bereich der niedergelassenen Vertragsärzte/Vertragsärztinnen hat die Wiener Gebietskrankenkasse große Anstrengungen unternommen, einen barrierefreien Zugang auch zu gynäkologischen Ordinationen sicherzustellen. Gesamtvertraglich konnte vereinbart werden, dass alle ab 1. Jänner 2004 neu geschaffenen Stellen barrierefrei zu sein haben; für bestehende Stellen wurde aufgrund der vor allem im Wiener Altbaubestand notwendigen, zum Teil erheblichen baulichen Veränderungen vereinbart, dass bis Ende 2008 eine Quote von zumindest 12 % aller Kassenordinationen (alle Fachsparten) barrierefrei sein sollen. 

Der Barrierefreie Zugang ist auch als Reihungskriterium in den Richtlinien für die Auswahl von Vertragsärzten/Vertragärztinnen und Vertragsgruppenpraxen vorgesehen: So im Zuständigkeitsbereich der Vorarlberger Gebietskrankenkasse, der Oberösterreichischen Gebietskrankenkasse und der Tiroler Gebietskrankenkasse.“

Forderung nach umfassender Barrierefreiheit von Arzt- und Gruppenpraxen!

Mit den oben aufgezeigten Regelungen ist für den Österreichischen Behindertenrat keinesfalls nachvollziehbar, warum in der vorliegenden Verordnung Barrierefreiheit nur für neuerrichtete Ordinationen und Gruppenpraxen vorgeschrieben wird.
Der Österreichische Behindertenrat ersucht daher § 5 Abs. 2 wie folgt abzuändern:
§ 5. (1) Die Räumlichkeiten der Ordination oder Gruppenpraxis haben in Größe und Anzahl der Einzelräume sowie in der Ausstattung den medizinischen und administrativen Anforderungen des angebotenen Leistungsspektrums gerecht zu werden. 

(2) Bei Ordinationen und Gruppenpraxen sind der barrierefreie Zugang und die barrierefreie Ausstattung gemäß Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz, BGBl. I Nr. 82/2005 in der Fassung BGBl. II Nr. 59/2014 zu berücksichtigen. 

Mit besten Grüßen

Für Präsident Herbert Pichler 
Dr.in Christina Meierschitz
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